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2129-4-3-UG 

Verordnung 
zur Änderung der 

Unterstützungsionds-Verordnung 

Vom 26. April 2011 

Auf Grund des Art. 13aAbs. 5 des Bayeri­
schen Gesetzes zur Ausführungdes Bundes-Boden­
schutzgesetzes (Bayerisches Bodenschutzgesetz -
BayBodSchG) vom 23. Februar 1999 (GVBl S. 36, 
BayRS 2129-4-1-UG), zuletzt geändert durch Art. 17 
des Gesetzes vom 14. April 2011 (GVBl S. 150), er­
lässt das Bayerische Staatsministerium für Umwelt 
und Gesundheit im Einvernehmen mit den Bayeri­
schen Staatsministerien des Innern und der Finanzen 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über den Unterstützungsfonds 
nach Art. 13a des Bayerischen Bodenschutzgesetzes 
(Unterstützungsfonds-Verordnung - UStützV) vom 
5. Mai 2006 (GVBl S. 227, BayRS 2129-4-3-UG) wird 
wie folgt geändert: 

1. Es werden folgende §§ 1 und 2 eingefügt: 

,,§ 1 

Beitragshöhe 

(1) Die Beiträge des Freistaates Bayern und 
der kreisangehörigen Gemeinden zum Upterstüt­
zungsfonds werden für die Jahre 2011 bis 2015 
auf je fünf Millionen Euro pro Jahr festgesetzt. 

(2) 'Die Beiträge der kreis angehörigen Ge­
meinden werden jährlich vom Landesamt für Sta­
tistik und Datenverarbeitung berechnet. 2Sie sind 
auf volle Euro-Beträge zu runden. 

(3) 'Der Beitrag einer kreisangehörigen Ge­
meinde kann im Einzelfall zur Vermeidung einer 
besonderen Härte reduziert werden. 2Über die 
Reduzierung entscheidet das Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit auf Antrag und teilt 
die Entscheidung bis zum 1. März des laufenden 
Beitragsjahres dem Landesamt für Statistik und 
Datenverarbeitung mit. 3Eine besondere Härte 
kommt insbesondere dann in Betracht,wenn eine 
Gemeinde ihre sämtlichen stillgelegten Haus­
mülldeponien vor dem 1. Mai 2006 nachweislich 
bereits vollständig saniert hat und eine Inan­
spruchnahme des Unterstützungsfonds aus die­
seru Grund ausgeschlossen ist. 4In dem in Satz 3 
genannten Fall gilt die Entscheidung des Staats­
ministeriums für Umwelt und Gesundheit für die 
gesamte Laufzeit des Unterstützungsfonds. 5Den 
durch die Reduzierung entstehenden Beitragsaus­
fall tragen die übrigen Gemeinden nach dem Ver-

hältnis ihrer für das laufende Beitragsjahr maßge~ 
benden Umlagegrundlagen (Art. 18 Abs. 3 FAG). 
6Sofern der Antrag nach Satz 1 unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen bis zum 1. Januar eines 
Jahres gestellt wird, werden Änderungen der Bei­
tragshöhe bei der Erstellung der Beitragsbeschei­
de für das laufende Beitragsjahr berücksichtigt, 
ansonsten in dem auf die AntragsteIlung folgen­
den Jahr. 7Ein verbleibender Differenzbetrag auf 
Grund der nachträglichen Berichtigung der Bei­
tragshöhe vorangegangener Jahre wird damit 
verrechnet. 8Der Antrag auf. Beitragsreduzierung 
kann nur bis zum 1. Januar 2015 gestellt werden. 

§ 2 

Beitragsfälligkeit, Erhebungsverfahren 

(1) Der Beitrag des Freistaates Bayern wird im 
Dezember eines jeden Jahres an den Unterstüt­
zungsfonds abgeführt. 

(2) 'Die Beiträge der kreis angehörigen Ge­
meinden werden jährlich vom Landesamt für Sta­
tistik und Datenverarbeitung durch Beitragsbe­
scheid festgesetzt. 2Die Beitragsbescheide sollen 
spätestens bis zum 31. März des Jahres erlassen 
werden, für das die Beiträge berechnet sind. 3Für 
das Beitragsjahr 2011 soll der Erlass der Beitrags­
bescheide spätestens bis zum 1. Juli 2011 erfol­
gen. 

(3) lDie Beiträge der kreisangehörigen Ge­
meinden werden mit der Auszahlung der Schlüs­
selzuweisungen für das vierte Vierteljahr des je­
weiligen Beitragsjahres fällig. 2Sie werden hierbei 
vom Staatsministerium der Finanzen einbehalten 
und an den Unterstützungsfonds abgeführt. 3S0 -

weit kreisangehörige Gemeinden keine ausrei­
chenden Schlüsselzuweisungen erhalten, zahlen 
sie die Beiträge bis zum 15. Dezember des jeweili­
gen Beitragsjahres unmittelbar an die Staatsober­
kasse Bayern in Landshut. " 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 2 werden die Worte '" Gesund­
heit und Verbraucherschutz" durch die Worte 
,;und Gesundheit" ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird die Zahl ,,2010" durch die 
Zahl ,,2015" ersetzt. 
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bb) In Satz 2 werden die Worte '" Gesundheit 
und Verbraucherschutz 11 durch- die \Vorte 
"und Gesundheit" ersetzt. 

3. In § 5 Satz 2 wird die Zahl ,,2010" durch die Zahl 
,,2015" ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft. 

München, den 26. April 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit 

Dr. Markus S öde r, Staatsminister 
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2030-2-13-F 

Verordnung 
zur Ergänzung der 

Ausbildungs- und Prüiungsordnung 
iür die Steuerbeamten (EStBAPO) 

Vom 27. April 2011 

Auf Grund von Art. 37 Abs. 3 Satz 3 sowie Art. 67 
Satz 1 Nm. 1 bis 4 des Gesetzes über die Leistungs­
laufbahn und die Fachlaufbahnen der bayerischen 
Beamten und Beamtinnen (Leistungslaufbahngesetz 
- LlbG) vom 5. August 2010 (GVBl S. 410, 571, BayRS 
2030-1-4-F) erlässt das Bayerische Staatsministerium 
der Finanzen mit Zustimmung des Bayerischen Lan­
despersonalausschusses folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

Teil 1 

Allgemeines 

§ 1 Bildung des fachlichen Schwerpunkts Steuer; Geltungs­
bereich 

Teil 2 

Zulassungsverfahren zur Ausbildungsqualifizierung 
(Art. 37 LlbG) 

§ 2 Zuständigkeiten, öffentliche Bekanntmachung 
§ 3 Meldung zum Zulassungsverfahren 
§ 4 Gestaltung des Zulassungsverfahrens 
§ 5 Inhalt des Zulassungsverfahrens 
§ 6 Ergebnis des Zulassungsverfahrens, Rangliste 

Teil 3 

Modulare Qualifizierung (Art 20 LlbG) 

§ 7 Zuständigkeiten 
§ 8 Konzepte zur modularen Qualifizierung 
§ 9 Teilnahme 
§ 10 Inhalt und Dauer 
§ 11 Prüfung und Teilnahmebescheinigung 
§ 12 Verfahren 
§ 13 Rücktritt und Versäumnis; Wiederholungsmöglichkeit 

Teil 4 

Schlussvorschriften 

§ 14 Nachteilsausgleich 
§ 15 Übergangsvorschriften 
§ 16 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Anlage (zu § 10) 

Teil 1 

Allgemeines 

§ 1 

Bildung des fachlichen Schwerpunkts Steuer; 
Geltungsbereich 

(1) In der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen 
wird der fachliche Schwerpunkt Steuer gebildet. 

(2) 'Die Verordnung gilt für die Beamtinnen und 
Beamten der Fachlaufbahn Verwaltung und Finan­
zen, fachlicher Schwerpunkt Steuer. 2Die für die 
Zuordnung zum fachlichen Schwerpunkt Steuer 
maßgebliche Ausbildung bestimmt sich nach dem 
Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz (StBAG) und der 
Ausbildungs- und Prüfungs ordnung für die Steuerbe­
amten (StBAPO). 

Teil 2 

Zulassungsverfahren zur Ausbildungsqualifizierung 
(Art. 37 LlbG) 

§ 2 

Zuständigkeiten, öffentliche Bekanntmachung 

(1) 'Das Zulassungsverfahren wird nach Bedarf 
getrennt für die Beamtinnen und Beamten für die 
Qualifizierung für Ämter ab der zweiten und der drit­
ten Qualifikationsebene durchgeführt. 2Zuständig ist 
das Landesamt für Steuern. 

(2) Das Staatsministerium der Finanzen macht 
den Termin und die Meldefristen für das Zulassungs­
verfahren durch Veröffentlichung im Amtsblatt recht­
zeitig bekannt. 

§ 3 

Meldung zum Zulassungsverfahren 

(1) 'Beamtinnen und Beamte können sich zur Teil­
nahme am Zulassungsverfahren auf dem Dienstweg 
melden. 2Mit ihrer Zustimmung können sie auch von 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungs blatt Nr. 912011 221 

ihren Dienstvorgesetzten vorgeschlagen werden. 3Das 
Landesamt für Steuern teilt den Beamtinnen und Be­
amten schriftlich mit, ob sie am Zulassungsverfahren 
teilnehmen können. 

(2) Bei Beamtinnen und Beamten, die in der ers­
ten Qualifikationsebene eingestiegen sind, kann das 
Staatsministerium der Finanzen ausnahmsweise von 
der Durchführung eines Zulassungsverfahrens abse­
hen (Art. 37 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des Leistungs­
laufbahngesetzes LlbG) , wenn bereits auf Grund der 
bisherigen Tätigkeit hinreichend sicher feststeht, dass 
die Beamtin bzw. der Beamte den Anforderungen für 
Ämter ab der zweiten Qualifikationsebene gewach­
sen sein wird. 

(3) lDie Beamtinnen und Beamten können für 
eine Qualifizierung für Ämter ab der zweiten bzw. 
dritten Qualifikationsebene jeweils bis zu dreimal 
am Zulassungsverfahren teilnehmen. 2§ 32 Abs. 1 der 
Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) findet entspre­
chende Anwendung. 

§ 4 

Gestaltung des Zulassungsverfahrens 

(1) lDas Zulassungsverfahren wird schriftlich 
durchgeführt. 2Dabei kann auch eine der schriftlichen 
Aufgaben als Leistungstest gestaltet werden. 

(2) Bei der Durchführung des Zulassungsverfah­
rens und bei der Bewertung der Aufgaben sind §§ 6, 
9, 12 Abs. 1, § 33 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4, §§ 34, 35 Abs. 1 
und 2, § 36 Abs. 1, 3 und 4, §§ 37, 38 Abs. 2 bis 4, 
§§ 39,40 Abs. 2 und 3, § 47 Abs. 3 Satz 1 StBAPO ent­
sprechend anzuwenden. 

§ 5 

Inhalt des Zulassungsverfahrens 

(1) lDie Teilnehmerinnen und Teilnehmer am 
Zulassungsverfahren für die Qualifizierung für Äm­
ter ab der zweiten Qualifikationsebene haben unter 
Aufsicht eine Erörterung zu Fragen der politischen 
Bildung und zum Zeitgeschehen anzufertigen. 2Die 
Arbeitszeit beträgt 120 Minuten. 3Es sind Ausdrucks­
weise, die Art und Folgerichtigkeit der Begründung 
sowie die Gliederung und Klarheit der Darstellung zu 
bewerten. 

(2) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Zu­
lassungsverfahren für die Qualifizierung für Ämter ab 
der dritten Qualifikationsebene haben unter Aufsicht 
folgende Aufgaben (Arbeitszeit je 120 Minuten) zu 
bearbeiten: 

1. die Erörterung eines Themas zur politischen Bil­
dung und zum Zeitgeschehen; Abs. 1 Satz 3 gilt 
entsprechend, 

2. eine Aufgabe, in der sie nach ihrer Wahl Kennt­
nisse 

a) aus den Bereichen Abgabenordnung, Ein­
kommensteuer einschließlich Lohnsteuer und 
Umsatzsteuer oder 

b) aus den Bereichen Abgabenordnung, Kassen­
und Rechnungswesen sowie Vollstreckungs­
wesen 

nachweisen sollen; die Aufgaben können mit Fra­
gen der elektronischen Datenverarbeitung in der 
Steuerverwaltung verbunden werden. 

§6 

Ergebnis des Zulassungsverfahrens, Rangliste 

(1) In den Fällen des § 5 Abs. 1 ist das Zulassungs­
verfahren erfolgreich abgeschlossen, wenn die Aufga­
be mit mindestens 5 Punkten bewertet wurde. 

(2) IIn den Fäll!2n des § 5 Abs. 2 ist das Zulassungs­
verfahren erfolgreich abgeschlossen, wenn die Aufga­
be nach § 5 Abs. 2 NI. 2 mit mindestens 5 Punkten be­
wertet wurde und die Endpunktzahl mindestens 5,00 
Punkte beträgt. 2Zur Bildung der Endpunktzahl ist die 
Aufgabe nach § 5 Abs. 2 NI. 1 einfach, die Aufgabe 
nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 zweifach zu zählen; die Summe 
der Einzelpunktzahlen geteilt durch drei ergibt die 
Endpunktzahl. 

(3) lAuf Grund der Punktzahl nach § 5 Abs. 1 bzw. 
der.Endpunktzahl nach § 5 Abs. 2, erstellt das Landes­
amt für Steuern jeweils eine Rangliste der Teilneh­
merinnen und Teilnehmer, die das Zulassungsverfah­
ren erfolgreich abgeschlossen haben. 2In den Fällen 
des § 5 Abs. 1 erhalten die Bewerberinnen und Be­
werber mit gleicher Punktzahl den gleichen Rang. 3In 
den Fällen des § 5 Abs. 2 entscheidet über den Rang 
bei gleicher Endpunktzahl die Punktzahl der Aufgabe 
nach § 5 Abs. 2 Nr. 2; im Übrigen gilt Satz 2 entspre­
chend. 

(4) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Zu­
lassungsverfahren werden über das Ergebnis und den 
erreichten Ranglistenplatz sowie die eventuelle Zu­
lassung zur Ausbildungsqualifizierung unterrichtet. 

Teil 3 

Modulare Qualifizierung (Art. 20 LlbG) 

§ 7 

Zuständigkeiten 

lZuständig für die Organisation und Durchfüh­
rung der modularen Qualifizierung ist 
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1. für die Beamtinnen und Beamten des Staatsminis­
teriums der Finanzen dieses, 

2. für die Beamtinnen und Beamten der Staatlichen 
Lotterieverwaltung diese, 

3. für die Beamtinnen und Beamten des Bayerischen 
Hauptmünzamts dieses, 

4. für die Beamtinnen und Beamten der.Fachhoch­
schule für öffentliche Verwaltung und Rechtspfle­
gein Bayern diese, 

5. für die Beamtinnen und Beamten sonstiger obers­
ter Dienstbehörden diese, 

6. im Übrigen das Landesamt für Steuern. 

2Die jeweils zuständigen Behörden nach Satz 1 kön­
nen die Organisation und Durchführung einzelner 
Maßnahmen oder Lehrinhalte auföffentlich-rechtli­
che Fortbildungseinrichtungen, im Fall des § 12 Abs. 1 
Satz 4 auch auf externe Veranstalter, übertragen. 

§8 

Konzepte zur modularen Qualifizierung 

IDasStaatsministerium der Finanzen und die 
sonstigen obersten Dienstbehörden erstellen Konzep­
te zur näheren Ausgestaltung der modularen Qualifie 

zierung. 2Soweit eine sonstige oberste Dienstbehörde 
keine eigenen Konzepte erstellt, findet das jeweils 
geltende Konzept des Staatsministeriums der Finan­
zen Anwendung. 

§9 

Teilnahme 

lBeamtinnen und Beamte müssen. neben der Vor­
aussetzung des Art. 20 Abs.4 LlbG ·für die Teilnahme 
an der modularen Qualifizierung für Ämter 

1. ab der Besoldungsgruppe A 7 mindestens ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 5, 

2. ab der Besoldungsgruppe A 10 mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 8 und 

3. ab der Besoldungsgruppe A 14 mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 11 

innehaben. 2In den Konzepten zur modularen Qua­
lifizierung können weitere Regelungen getroffen 
werden, die jedoch keine prüfungs- oder auswahl­
ähnlichen Elemente enthalten dürfen. 3Soweit es aus 
dienstlichen Gründen erforderlich ist,kann die modu­
lare. Qualifizierung fiirÄmter ab der Besoldungsgrup­
pe A 7 in den Konzepten zur modularen Qualifizierung 
auf bestimmte Arbeitsbereicheoder Dienstposten be­
grenzt werden. 

§ 10 

Inhalt und Dauer 

(1) IDie modulare Qualifizierung umfasst 

1. für Ämter ab der Besoldunqsqruppe A 7 drei Maß­
nahmen, 

2. für Ämter ab der Besoldungsgruppe A 10 drei 
Maßnahmen; im Bereich Information und Kom­
munikation am Landesamt für Steuern und am 
Staatsministerium der Finanzen vier Maßnahmen 
und 

3. für Ämter ab der Besoldungsgruppe A 14 vier 
Maßnahmen. 

2Die Inhalte der Maßnahmen sind in der Anlage fest­
gelegt. 3Sie können in den Konzepten abweichend von 
der bzw. ergänzend zur Anlage für das Staatsministe­
rium der Finanzen, die Staatliche Lotterieverwaltung, 
das Bayerische Hauptmünzamt, die Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bay­
ern sowie für sonstige oberste Dienstbehörden gere­
gelt werden. 4Die modulare Qualifizierung nach Satz 1 
NT. 1 umfasst Maßnahmen im Gesamtumfang von min­
destens 10 und höchstens 15 Tagen, nach Satz 1 Nr. 2 
von mindestens 15 und höchstens 20 Tagen und nach 
Satzt Nr.3 von mindestens 20 und höchstens 25 Tagen. 

(2) IFortbildungen (Art. 66 LlbG) können im Um­
fang von höchstens der Hälfte des Gesamtumfangs 
der Maßnahmen . der modularen Qualifizierung auf 
diejenigen Maßnahmen der modularen Qualifizie­
rung angerechnet werden, die nicht mit einer Prüfung 
abschließen. 2Eine Anrechnung über den in Satz 1 ge­
nannten Höchstumfang hinaus oder auf die Maßnah­
me der modularen Qualifizierung, die mit einerPrü­
fung abschließt, ist für solche Fortbildungen zulässig, 
die im jeweiligenKonzept ausdrücklich benannt sind. 

§11 

Prüfung und Teilnahmebescheinigung 

(1) lEine Maßnahme der. modularen Qualifizie­
rung, . die fachlich theoretische Inhalte vermittelt 
(Art. 20 Abs. 2 Satz 6 LlbG), schließt mit einer münd­
lichen Prüfung ab. 2Die mündliche Prüfung erstreckt 
sich auf die Inhalte der Maßnahme. 3DiePrüfungszeit 
beträgt 30 Minuten für jede Teilnehmerin oder jeden 
Teilnehmer. 4Zeit und Ort der mündlichen Prüfung 
sind dem Landespersonalausschuss zwei Wochen im 
Voraus mitzuteilen. 

(2)IDie übrigen Maßnahmen schließen jeweils 
mit einer Bescheinigung der erfolgreichen Teilnahme 
ab. 2Beider Entscheidung, ob die Teilnahme erfolg­
reich war, sind das insbesondere auf Grund der Mitar­
beit gezeigte Verständnis für die vermittelten Inhalte 
sowie die gezeigte Fähigkeit zur praktischen Anwen -
dung maßgebend. 3In den Maßnahmen,die Sozial­
und Führungskompetenzenzum Gegenstand haben, 
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soll insbesondere anhand von praktischen Übungen 
die gezeigte soziale Handlungsfähigkeit sowie das 
Führungsverhalten beurteilt werden. 4Die Bescheini­
gung darf nur ausgestellt werden, wenn keine Fehl­
zeiten innerhalb einer Maßnahme vorliegen. 

§ 12 

Verfahren 

(1) lDie mündliche Prüfung wird von zwei Prü­
ferinnen bzw. Prüfern durchgeführt; eine bzw. einer 
davon muss in der jeweiligen Maßnahme unterrichtet 
haben. 2Als Prüferinnen und Prüfer kommen nur Be­
amtinnen und Beamte in Betracht, die die Qualifika­
tion für die Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen, 
am Staatsministerium der Finanzen und am Landes­
amt für Steuern im Bereich Information und Kom­
munikation alternativ auch die Qualifikation für die 
Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik besit­
zen. 3In den Fällen des § 9 Satz 1 Nm. 1 und 2 müssen 
die Prüferinnen und Prüfer mindestens ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 10, in den Fällen des § 9 Satz 1 
Nr. 3 mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe 
A 14 innehaben. 4Abweichend von den Sätzen 1 bis 
3 kann die mündliche Prüfung im Anschluss an die 
von externen Veranstaltern vermittelten Lehrinhal­
te für die Beamtinnen und Beamten der Staatlichen 
Lotterieverwaltung, des Bayerischen Hauptmünzamts 
bzw. der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
und Rechtspflege in Bayern durch vom Staatsminis­
terium der Finanzen bestimmte Prüferinnen oder Prü­
fer durchgeführt werden; die Prüferinnen und Prüfer 
müssen eine mindestens vergleichbare Qualifikation 
aufweisen, und mindestens eine Prüferin oder ein 
Prüfer muss im öffentlichen Dienst beschäftigt sein. 

(2) In der mündlichen Prüfung werden jeweils bis 
zu drei Teilnehmerinnen oder Teilnehmer geprüft. 

(3) Die mündliche Prüfung ist auf die fachlichen 
Kenntnisse, das Verständnis des Erlernten sowie auf 
die methodische Handlungsfähigkeitgerichtet. 

(4) lDas Ergebnis der mündlichen Prüfung ist "be­
standen" oder "nicht bestanden". 2Bei abweichender 
Bewertung durch die beiden Prüferinnen bzw. Prüfer 
sollen sie eine Einigung über die Bewertung versu­
chen. 3Kommt eine Einigung nicht zustande, entschei­
det die Prüferin bzw. der Prüfer, die bzw. der in der 
Maßnahme nach. Abs. 1 Satz 1 den höheren Anteil an 
Unterricht durchgeführt hat, oder die Leitung nach 
Satz 4. 4In den Fällen des Abs. 1 Satz 4 bestimmt das 
Staatsministerium der Finanzen eine Prüferin oder ei­
nen Prüfer zur Leitung. 5Der Teilnehmerin oder dem 
Teilnehmer ist das Ergebnis mündlich mitzuteilen. 
"Über die mündliche Prüfung wird ein Ergebnisproto­
koll gefertigt. 'Ist die mündliche Prüfung nicht bestan­
den, so ist dies schriftlich zu begründen. 8Das Protokoll 
sowie die schriftliche Begründung bei Nichtbestehen 
werden zur Personalakte genommen. 

(5) lÜber die erfolgreiche Teilnahme entscheidet die 
Leitung der jeweiligen Maßnahme (§ 11 Abs. 2). 2Leh-

ren mehrere Dozentinnen oder Dozenten in einer Maß­
nahme, bestimmt sich die Leitung nach Abs. 4. 3Für die 
Dozentinnen und Dozenten gelten Abs. 1 Sätze 2 bis 4 
entsprechend. 4Kann die erfolgreiche Teilnahme nicht 
bestätigt werden, ist die Entscheidung zu begründen. 
sDie Entscheidung wird zur Personalakte genommen. 

(6) lDie jeweils nach § 7 Satz 1 zuständige Behör­
de stellt den erfolgreichen Abschluss der modularen 
Qualifizierung fest (Art. 20 Abs. 5 LlbG). 2Entspre­
chendes gilt für Teilfeststellungen nach Art. 20 Abs. 5 
Satz 2 LlbG. 3Die Feststellung ist der Teilnehmerin 
oder dem Teilnehmer schriftlich mitzuteilen. 4Ein Ab­
druck davon wird zur Personalakte genommen. 

§ 13 

Rücktritt und Versäumnis; Wiederholungsmöglichkeit 

(1) Für die mündliche Prüfung gelten §§ 32 und 36 
Abs. 1 Satz 1 APO entsprechend. 

(2) lNicht erfolgreich abgeschlossene Maßnahmen 
nach § 11 Abs. 2 können einmal wiederholt werden. 
2Eine mehrmalige Teilnahmemöglichkeit ist gegeben, 
wenn die Beamtin oder der Beamte die Gründe der 
Verhinderung nicht zu vertreten hat. 

(3) ISofern die Beamtin oder der Beamte einzelne 
Fehlzeiten innerhalb einer Maßnahme nicht zu ver­
treten hat (§ 11 Abs. 2 Satz 4), können diese Zeiten 
im Rahmen der nächsten Maßnahme gleichen Inhalts 
nachgeholt werden. 2Die Bescheinigung der erfolgrei­
chen Teilnahme kann durch die Leitung (§ 12 Abs. 5 
Sätze 1 und 2) unter Berücksichtigung der Ergebnis­
se der vorhergehenden Maßnahme gleichen Inhalts 
ausgestellt werden; § 12 Abs. 5 Sätze 4 und 5 gelten 
entsprechend. 

Teil 4 

Schlussvorschriften 

§ 14 

Nachteilsausgleich 

Sofern erfo.rderlich, sind schwerbehinderten und 
gleichgestellten Beamtinnen bzw. Beamten auf ihren 
Antrag in entsprechender Anwendung des § 35 Abs. 3 
StBAPOangemessene Nachteilsausgleiche bei Prüfun­
gen sowie dem Erwerb von Bescheinigungen der er­
folgreichen Teilnahme nach § 11 Abs. 2 zu gewähren. 

§ 15 

Übergangsvorschriften 

(1) lBeamtinnen und Beamte, die am 31. Dezem­
ber 2010 die Einführungszeit gemäß § 51 der Verord-



224 Bayerisches Gesetz- und Verordnungs blatt Nr. 912011 

nung über die Laufbahnen der bayerischen Beamtin­
nen und Beamten (Laufbahnverordnung Lb V) vom 
1. April 2009 (GVBl S. 51, BayRS 2030-2-1-2-F), geän­
dert durch § 2 der Verordnung vom 9. Februar 2010 
(GVBl S. 99). in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2010 geltenden Fassung abgeschlossen haben, been­
den den Aufstieg gemäß § 51 LbV. 2Für Beamtinnen 
und Beamte, die sich am 31. Dezember 2010 gemäß 
§ 51 LbV in der Einführungszeit befinden, kann in 
den Konzepten zur modularen Qualifizierung ein 
dort inhaltlich und zeitlich näher zu bestimmendes 
Wahlrecht vorgesehen werden, wonach die Beam­
tinnen und Beamten zwischen der Durchführung des 
Aufstiegsverfahrens nach dem bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2010 geltenden Recht und dem ab dem 
1. Januar 2011 geltenden Recht der modularen Quali­
fizierung wählen können. 3Es kann in den Konzepten 
bestimmt werden, in welchem Umfang bereits durch­
geführte Fortbildungsmaßnahmen bei Ausübung des 
Wahlrechts im Rahmen der modularen Qualifizierung 
angerechnet werden können; § 10 Abs. 2 gilt entspre­
chend. 4Die Ausübung des Wahlrechts ist der nach § 7 
Satz 1 zuständigen Behörde gegenüber schriftlich zu 
erklären. 

(2) lBeamtinnen und Beamten, denen die Eignung 
nach § § 46 und 51 Lb Vin der bis zum Ablauf des 31. De­
zember 2010 geltenden Fassung zuerkannt wurde 

und die am 1. Januar 2011 noch nicht zugelassen wor­
den sind, werden bis zur nächsten periodischen Be­
urteilung so gestellt, als wenn sie die Voraussetzung 
nach Art. 20 Abs. 4 LlbG erfüllen. 2Sie kommen nur 
für eine Qualifizierung nach Art. 20 LlbG in Betracht. 

§ 16 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 2011 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2010 tritt die Ver­
ordnung zur Ergänzung der Ausbildungs- und Prü­
fungsordnung für die Steuerbeamten (EStBAPO) vom 
9. April 1998 (GVBl S. 232, BayRS 2030-2-13-F), zu­
letzt geändert durch § 1 der Verordnung vom 15. Mai 
2008 (GVBl S. 302). außer Kraft. 

München, den 27. April 2011 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Georg F a h ren s c h 0 n, Staatsminister 
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Maßnahmen 

für Ämter ab der Besoldungs­
gruppe A 1: 

- im Bereich Steuer: 

- am Landesamt für Steuern im 
Bereich Information und Kom­
munikation: 

für Ämter ab der Besoldungs­
gruppeA 10: 

- im Bereich Steuer: 

Inhalte der Maßnahmen 

1. Grundzüge Steuerrecht 
- fachlich 

2. Überblick über AufgabensteI­
lungen und Arbeitsabläufe in un­
terschiedlichen Arbeitsgebieten 
- überfachlich 

3. Aufgabenbezogene fachliche 
Maßnahme 

fachlich 

Abschluss 

Mündliche Prüfung 

Anlage 
(zu § 10) 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

1. Grundzüge IuK, ÜberblickEDVI MündlichePrüfung 
-fachlich 

2. Überblick über AufgabensteI­
lungen und Arbeitsabläufe in 
der IuK 
-überfachlich 

3. Arbeitsbezogenes Fachmodul 
fachlich 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

Bescheinigung .der. erfolgreichen 
Teilnahme 

LBetriebliche Steuern und Verfah-I Mündliche Prüfung 
rensrecht 
-fachlich 

2. Buchführung und Bilanzsteuer­
recht 
- fachlich 

3. Praxistraining Konfliktmanage­
ment undKommunikation 
~ überfachlich 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 
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Maßnahmen 

- am. LandesamUür Steuern und 
am Staatsministerium der Finan­
zenjm Bereich Hauhalt, Organi­
sation und Personal: 

. - am Landesamt für Steuern .und 
am Staatsm.inisterium der Finan­
zen im Bereich Information· und 
Kommunikation: 

für Ämter ab der Besoldungs­
gruppeA 14: 

Inhalte der Maßnahmen 

1. Beamten-, Tarif- und Haushalts­
recht 
- fachlich 

2. Controlling und Organisation 
- fachlich 

3. Praxistraining Konfliktmanage­
ment und Kommunikation 
- überfachlich 

1. ITIL V 3 Foundation 
'- fachlich 

2.· Proj ektmanagement 
- überfachlich 

3. LOGIK des Programmierens 
-fachlich 

4. Praxistraining Konfliktmanage­
ment und Kommunikation 
- überfachlich 

Abschluss 

Mündliche Prüfung 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

Mündliche Prüfung 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

1. Rechtliche Methodenkompetenz I Mündliche Prüfung 
ausgerichtet an der steuerlichen 
Praxis 

fachlich 

2, Vertiefung Führungskompetenz 
als Führungs-Workshop 
--: überfachlich 

3. Verfahren IuK, Controlling, Or­
ganisation 

fachlich 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme 

4. Verwaltungsmanagement, Haus-I Bescheinigung der erfolgreichen 
halts- und Dienstrecht I Teilnahme 
- überfachlich 
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2038-3-5-7-F 

Verordnung 
über die fachlichen Schwerpunkte 

technische und nichttechnische Dienste im 
Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen 

(Fach V-StMF) 

Vom 27. April 2011 

Auf Grund von Art. 38 Abs. 2 und Art. 67 Satz 1 
Nm. 1, 2 und 4 des Gesetzes über die Leistungslauf­
bahn und die Fachlaufbahnen der bayerischen Be­
amten und Beamtinnen (Leistungslaufbahngesetz -
LlbG) vom 5. August 2010 (GVBl S. 410,571, BayRS 
2030-1-4-F) erlässt das Bayerische Staatsministerium 
der Finanzen im Einvemehmenmit dem Bayerischen 
Landespersonalausschuss folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

Teil 1 

Allgemeines 

§ 1 Bildung fachlicher Schwerpunkte 

Teil 2 

Fachlicher Schwerpunkt 
technische Dienste im Geschäftsbereich des 

Staatsministeriums der Finanzen 

§ 2 Erwerb der Qualifikation nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 
NT: 2 LlbG 

§ 3 Modulare Qualifizierung nach Art. 20 LlbG 
§ 4 Teilnahme an der modularen Qualifizierung 
§ 5 Maßnahmen der modularen Qualifizierung 
§ 6 Prüfung und Teilnahmebescheinigung 

Teil 3 

Fachlicher Schwerpunkt 
nichUechnische Dienste im Geschäftsbereich des 

Staatsministeriums der Finanzen 

§ 7 Erwerb der Qualifikation nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 LlbG 

§ 8 Modulare Qualifizierung nach Art. 20 LlbG 
§ 9 Maßnahmen der modularen Qualifizierung 
§ 10 Prüfungsverfahren 

Teil 4 

Schlussvorschriften 

§ 11 Rücktritt und Versäumnis; Wiederholungsmöglichkeit; 
Nachteilsausgleich 

§ 12 Modulare Qualifizierung in sonstigen Fällen der 
Art. 38 ff. LlbG 

§ 13 Inkrafttreten 

Teil 1 

Allgemeines 

§ 1 

Bildung fachlicher Schwerpunkte 

Im Geschäftsbereich des Staatsministeriums der 
Finanzen werden in der Fachlaufbahn Naturwissen­
schaft und Technik der fachliche Schwerpunkt tech­
nische Dienste. im Geschäftsbereich des Staatsmi­
nisteriums der Finanzen sowie in der Fachlaufbahn 
Verwaltung und Finanzen der fachliche Schwerpunkt 
nichttechnische Dienste im Geschäftsbereich des 
Staatsministeriums der Finanzen gebildet. 

Teil 2 

Fachlicher Schwerpunkt 
technische Dienste im Geschäftsbereich des 

Staatsministeriums der Finanzen 

§ 2 

Erwerb der Qualifikation nach 
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LlbG 

(1) Die Qualifikation für die Fachlaufbahn Natur­
wissenschaft und Technik wird im Geltungsbereich 
dieser Verordnung bei einem Einstieg in der zweiten 
Qualifikationsebene erworben durch 

1. die Meister- oder Industriemeisterprüfung in ei­
ner der vorgesehenen Verwendung. entsprechen­
den Fachrichtung und eine anschließende, der 
Fachrichtung entsprechende zweijährige haupt­
berufliche Tätigkeit, davon mindestens ein Jahr 
im öffentlichen Dienst, oder 

2. den erfolgreichen Abschluss als staatlich geprüf­
te Technikefin oder staatlich geprüfter Techniker 
oder als Technikerin oder Techniker mit staatlicher 
Abschlussprüfung in einer der vorgesehenen Ver­
wendung entsprechenden Fachrichtung und eine 
anschließende, der Fachrichtung entsprechende 
zweijährige hauptberufliche Tätigkeit, davon 
mindestens ein Jahr im öffentlichen Dienst, oder 
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3. die Abschlussprüfung in einem gesetzlich gere­
gelten, der vorgesehenen Verwendung entspre­
chenden Ausbildungsberuf und eine anschlie­
ßende, dem Ausbildungsberuf entsprechende 
fünf jährige hauptberufliche Tätigkeit, davon min­
destens ein Jahr im öffentlichen Dienst. 

(2) Die Qualifikation für die Fachlaufbahn Natur­
wissenschaft und Technik wird im Geltungsbereich 
dieser Verordnung bei einem Einstieg in der dritten 
Qualifikationsebene erworben durch 

1. einen Diplomabschluss an einer Fachhochschule, 
einen Bachelorabschluss oder einen vom Staats­
ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst als gleichwertig anerkannten Bildungs­
stand, 

2. eine mindestens dreijährige, qualifizierte Tätig­
keit im vorgesehenen Verwendungsbereich und 

3. fachspezifische Fortbildungsmaßnahmen im Um­
fang von mindestens sechs Wochen. 

§ 3 

Modulare Qualifizierung nach Art. 20 LlbG 

(1) Das Staatsministerium der Finanzen erstellt 
Konzepte zur näheren Ausgestaltung der modularen 
Qualifizierung. 

(2) lDie jeweiligen Ernennungsbehörden sind zu­
ständig für die Organisation und Durchführung der 
modularen Qualifizierung. 2Sie können die Organi­
sation und Durchführung einzelner Maßnahmen oder 
Lehrveranstaltungen 'auf öffentlich-rechtliche Fort­
bildungs einrichtungen, in begründeten Einzelfällen 
auch auf sonstige geeignete Behörden oder externe 
Veranstalter übertragen. 

§ 4 

Teilnahme an der modularen Qualifizierung 

lBeamtinnen und Beamte im fachlichen Schwer­
punkt technische Dienste im Geschäftsbereich des 
Staats ministeriums der Finanzen müssen neben der 
Voraussetzung des Art. 20 Abs. 4 LlbG für die Teil­
nahme an der modularen Qualifizierung für Ämter 

1. ab der Besoldungsgruppe A 7 mindestens ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 5, 

2. ab der Besoldungsgruppe A 10 mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 8 und 

3. ab der Besoldungsgruppe A 14 mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 11 

innehaben. 

2 Abweichend von Satz 1 Nr. 1 sollen Beamtinnen und 
Beamte, die als Oberwartinnen oder Oberwarte ein­
gestellt wurden, ein Amt der Besoldungsgruppe A 6 
erreicht haben. 3In den Konzepten zur modularen 
Qualifizierung können weitere Regelungen getroffen 
werden, die jedoch keine prüfungs- oder auswahlähn­
lichen Elemente enthalten dürfen. 

§5 

Maßnahmen der modularen Qualifizierung 

(1) 1 Die modulare Qualifizierung umfasst für Ämter 

1. ab der Besoldungsgruppe A 7 zwei Maßnahmen, 

2. ab der Besoldungsgruppe A 10 mindestens drei 
Maßnahmen und 

3. ab der Besoldungsgruppe A 14 vier Maßnahmen. 

2Von den Maßnahmen nach Satz 1 muss mindestens' 
jeweils eine Maßnahme fachlich theoretische Inhalte 
vermitteln. 3Die modulare Qualifizierung nach Satz 1 
Nr. 1 umfasst Maßnahmen im Gesamtumfang von 
mindestens 10 und höchstens 15 Tagen, nach Satz 1 
Nr. 2 von mindestens 15 und höchstens 20 Tagen und 
nach Satz 1 Nr. 3 von mindestens 20 und höchstens 
25 Tagen. 4Die Inhalte und die Dauer der einzelnen 
Maßnahmen werden in den Konzepten zur modularen 
Qualifizierung geregelt. 5Fortbildungen (Art. 66 LlbG) 
können im Umfang von höchstens der Hälfte des Ge­
samtumfangs der Maßnahmen der modularen Quali­
fizierung auf diejenigen Maßnahmen der modularen 
Qualifizierung angerechnet werden, die nicht mit ei­
ner Prüfung abschließen. 6Eine Anrechnung über den 
in Satz 5 genannten Höchstumfang hinaus oder auf 
die Maßnahme der modularen Qualifizierung, die mit 
einer Prüfung abschließt, ist für solche Fortbildungen 
zulässig, die im jeweiligen Konzept ausdrücklich be­
nannt sind. 

(2) lJeweils eine der Maßnahmen nach Abs. 1, die 
fachlich theoretische Inhalte vermittelt, schließt mit 
einer mündlichen oder praktischen Prüfung ab. 2Die 
Prüfung erstreckt sich auf die Inhalte der Maßnahme. 
3Die Prüfungszeit beträgt für jede Teilnehmerin und 
jeden Teilnehmer jeweils 30 Minuten, bei der prak­
tischen Prüfung kann die Prüfungszeit bis zu 60 Mi­
nuten umfassen. 4Zeit und Ort der Prüfung sind dem 
Landespersonalausschuss zwei Wochen im Voraus 
mitzuteilen. 

(3) lDie übrigen Maßnahmen nach Abs. 1 schlie­
ßen jeweils mit einer Bescheinigung der erfolgreichen 
Teilnahme ab. 2Bei der Entscheidung, ob die Teilnah­
me erfolgreich war, sind das insbesondere auf Grund 
der Mitarbeit gezeigte Verständnis für die vermittelten 
Inhalte sowie die gezeigte Fähigkeit zur praktischen 
Anwendung maßgebend. 3In den Maßnahmen, die 
Sozial- und Führungskompetenzen zum Gegenstand 
haben, soll insbesondere anhand von praktischen 
Übungen die gezeigte soziale Handlungsfähigkeit so-
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wie das Führungsverhalten beurteiltwerden. 4Die Be­
scheinigung darf nur ausgestellt werden, wenn keine 
Fehlzeiten innerhalb einer Maßnahme vorliegen. 

§ 6 

Prüfung und Teilnahmebescheinigung 

(1) 'Die mündliche und die praktische Prüfung 
werden von zwei Pruferinnen bzw. Prüfern durchgec 

führt, von denen mindestens eine bzw. einer.in der 
jeweiligen Maßnahme unterrichtet hat. 2Als Dozen­
tinnen und Dozenten sowie Prüferinnenund Prüfer 
kommen nur Personen in Betracht, dierriindestens 
eine der Qualifikation für die FachlaufbahnNaturwis­
sensehaftund Technik in den Ämtern ab der Besol­
dungsgruppe A 10, im Fall des § 5 Abs. 1 Satz INr. 3 
in den Ämtern ab der Besoldungsgruppe A 14 ver­
gleichbare Qualifikation besitzen; davon muss min­
destens eine Prüferin bzw. ein Prüfer im öffentlichen 
Dienst beschäftigt sein. 

(2)In der mündlichen und der praktischenPrü­
fung ""erden jeweils biszu dreiTeilnehmerinnen oder 
Teilnehmer geprüft. 

(3) Die mündliche und die praktische .Prüfung 
sind auf die fachlichen Kenntnisse, das Verständnis 
des Erlernten sowie auf die methodische Handlungs­
fähigkeit gerichtet. 

(4) IDas Ergebnis der mündlichen und der prak­
tischen Prüfung ist "bestanden" oder "nicht bestan­
den" . 2Bei abweichender Bewertung durch die beiden 
Prüferinnen bzw. Prüfer sollen sie eine Einigung über 
die Bewertung versuchen. 3Kommt eine Einigung 
nicht zustimde,entscheidet die Prüferin bzw. der Prü­
fer, die bzw. der in der Maßnahme nach Abs: 1 Satz 1 
den höheren Anteil an Unterricht durchgeführt hat. 
4Der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer ist das Er­
gebnis mundlichmitzuteilen. 'Über die mündliche 
Prüfung wird ein Ergebnisprotokoll. gefertigt; 61st die 
mündliche Prüfung nicht bestanden, so ist dies schrift­
lich zu begründen. 'Das .Protokoll sowie die schriftli­
che Begründung bei Nichtbestehen werden zur Per­
sonalakte genommen. 

(5) IÜber dieerfölgreiche Teilnahme an einer 
Maßnahme(§5 Abs. 3) entscheidet die jeweilige. 
Dozentin bzw. der jeweilige Dozent; lehren mehrere 
Dozentinnen oder Dozenten in einer Maßnahme,ist 
eine bzw. einer zur Leitung zu· bestellen .. 2 Abs. 4 gilt 
entsprechend. 3Kanndie erfolgreiche Teilnahme nicht 
bestätigt werden, ist die Entscheidung zu begründen. 
4Die Entscheidung wird zur Personalakte genommen. 

(6) 'Die jeweils zuständige Ernennungsbehör­
de stellt den erfolgreichen. Abschluss der modularen 
Qualifizierung fest (Art. 20 Abs. 5 LlbG). 21m Übrigen 
gilt § 12 Abs. 6 der Verordnung zur Ergänzung der 
Ausbildungs" und Prüfungs ordnung für die Steuerbe­
amten (EStBAPO) entsprechend. 

Teil 3 

Fachlicher. Schwerpunkt 
nichUechnische Dienste im Geschäftsbereich des 

Staatsministeriums der Finanzen 

§ 7 

Erwerb der Qualifikation nach 
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LlbG 

Die Qualifikation für die Fachlaufbahn Verwal­
tung und Finanzen wird im Geltungsbereich dieser 
Verordnung bei einem Einstieg in der ersten Qualifi­
kationsebene erworben durch 

1. einen erfolgreichen Hauptschulabschluss oder 
einen vom Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus als gleichwertig anerkannten Bildungsc 

stand und 

2. eine der vorgesehenen Verwendung entspre­
chende, mindestens einjährige hauptberufliche 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

§ 8 

Modulare Qualifizierung nach Art. 20 LlbG 

(1) 'Das Staatsministerium der Finanzen erstellt 
Konzepte·zur näheren Ausgestaltung der modularen 
Qualifizierung. 2Diejeweiligen Ernennungsbehörden 
sind zuständig für die Organisation und Durchfüh­
rung der modularen Qualifizierung; § 3 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 1 gilt entsprechend. 

(2) IBeamtinnen und Beamte, die die Qualifika­
tion nach § 7 erworben haben, müssen für die Teil­
nahme an der modularen Qualifizierung. für Ämter ab 
derBesoldungsgruppe A 7 neben der Voraussetzung 
des Art. 20 Abs. 4.LlbGmindestens ein Amt der Be­
sol dungs gruppe A 5 innehaben. 2In den Konzepten 
zur modularen Qualifizierung können weitere Rege.­
lungen getroffen werden, die jedoch keine prüfungs" 
oder auswahl ähnlichen Elemente enthalten dürfen. 

§9 

Maßnahmen der modularen Qualifizierung 

(1) IDie modulare Qualifizierung (§ 8 Abs. 2) um­
fasst eine fachlich theoretische und eine überfachliche 
Maßnahme. 2DieDauerder Maßnahmen nach Satz 1 
umfasst einen Gesamtumfang.von mindestens 10 und 
höchstens 15 Tagen. 3Die Inhalte und die Dauer der 
einzelnen Maßnahmen werden in den Konzepten zur 
modularen Qualifizierung geregelt. 4Fortbildungen 
(Art. 66 LlbG) können auf die überfachliche Maßnah­
me angerechnet· werden. sEine· Anrechnung auf die 
fachlich theoretische Maßnahme ist für solche Fort~ 
bildungen zulässig, die in den jeweiligen Konzepten 
ausdrücklich benannt sind. 
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(2) IDie fachlich theoretische Maßnahme schließt 
mit einer mündlichen Prüfung ab, die sich auf die 
Inhalte der Maßnahme erstreckt. 2Die Prüfungszeit 
beträgt für jede Teilnehmerin und jeden Teilnehmer 
30 Minuten. 3Die überfachlicheMaßnahme schließt 
mit einer Bescheinigung über die erfolgreiche Teil­
nahme ab. 4Zeitund Ort der mündlichen Prüfung sind 
dem Landespersonalausschuss zwei Wochen im Vor­
aus mitzuteilen. 

(3) IBei der. Entscheidung, ob die Teilnahme er­
folgreich war (Abs. 2 Satz 3), sind das insbesondere 
auf Grund der Mitarbeit gezeigte Verständnis für die 
vermittelten Inhalte sowie die gezeigte Fähigkeit zur 
praktischen Anwendung maßgebend. 2Es soll ins­
besondere anhand von .praktischen Übungen die 
gezeigte soziale Handlungsfähigkeit sowie das Füh­
ruhgsverhalten beurteilt werden. 3Die Bescheinigung 
darf nur ausgestellt werdeI1, wenn keine. Fehlzeiten 
innerhalb einer Maßnahme vorliegen. 

§ 10 

Prüfungsverfahren 

(1) lDozentinnen undDozenten sowie Prüferinnen 
und Prüfer müssen die Qualifikation für die Fachlauf­
bahnVerWaltung und Finanzenbesitzen und mindes­
tens ein Amt.der Besoldungsgruppe.A 10 innehaben. 
2Die mündliche Prüfung wird von zwei Prüferinnen 
bzw.· Prüfern durchgeführt. von denen mindestens 
eine oder einer in der jeweiligen Maßnahme unter­
richtet hat. 

(2) Für die mündliche Prüfung nach § 9. Abs. 2 
Satz 1 gelten § 6 Abs. 2 bis 4 entsprechend. 

(3) Für die Bescheinigung der erfolgreichen Teil~ 
nahmegilt § 6 Abs. 5 entsprechend. 

(4) 'Die jeweils zuständige Ernennungsbehörc 
de stellt den erfolgreichen Abschluss der modularen 
Qualifizierung.fest (Art. 20 Abs. 5 LlbG). 21m Übrigen 
gilt§12 Abs. 6 EStBAPO entsprechend. 

§ 9 Abs. 2 Satz 1 gelten §§ 32 und 36 Abs. 1 Satz 1 der 
AllgemeinenPrüfungsordnung entsprechend. 

(2) lNicht erfolgreich abgeschlossene Maßnah­
men nach § 5 Abs. 3 und § 9 Abs. 2 Satz 3 können ein­
mal wiederholt werden. 2Eine mehrmalige Teilnahme 
ist möglich, wenn die Beamtin oder der Beamte die 
Gründe der Verhinderung nicht zu vertreten hat. 

(3) ISoferndie Beamtin oder der Beamte einzelne 
Fehlzeiten innerhalb einer Maßnahme nicht zu ver­
treten hat (§ 5 Abs. 3 Satz A,§ 9 Abs. 3 Satz 3), kön­
nen diese Zeiten im Rahmen der nächsten Maßnahme 
gleichen Inhalts nachgeholt werden. 2Die Bescheini" 
gung der erfolgreichen Teilnahme kann durch dieLei­
tung (§6Abs. 5 Satz 1, § 10 Abs. 3) unter Berücksichti­
gung der Ergebnisse der vorhergehenden Maßnahme 
gleichen Inhaltsausgestellt werden; § 6 Abs. 5 Sätze 3 
und 4 gelten entsprechend. 

(4) ISofern erforderlich, sind schwerbehinderten 
und ihnen gleichgestellte Beamtinnen bzw. Beamten 
auf ihren Antrag die ihrer Behinderung angemessenen 
Nachteils aus gleiche bei den Prüfungen sowie demEr­
werb von Bescheinigungen der erfolgreichen Teilnah­
me zu gewähren. 2Das Erfordernis von angemessenen 
Erleichterungen ist durch ein amts ärztliches Zeugnis 
nachzuweisen. 3Die fachlichen Anforderungen dürfen 
nicht herabgesetzt werden. 4DieEntscheidung trifft 
das Staatsministerium derFinanzen. 

§ 12 

Modulare Qualifizierung in sonstigen Fällen 
der Art. 38 fL LlbG 

§§ 3. bis 6 und 11 finden für die Beamtinnen und 
Beamten im Geschäftsbereich des Staatsministeri­
umsder Finanzen, die die Qualifikation für die Fach­
laufbahn Naturwissenschaft und Technik, fachliche 
Schwerpunkte Naturwissenschaften, Mathematik und 
Ingenieurwissenschaften, gemäß Art. 38 Abs. r Satz 1 
Nr, 1, Art. 39 Abs. 1 und 3in Verbindung mit Anlage 1 
LlbG erworben haben, entsprechende Anwendung. 

§13 

Teil 4 Inkrafttreten 

Schlussvorschriften Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft. 

§ 11 I München,. den 27. April 2011 

Rücktritt und Versäumnis;Wiederholungsc Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 
möglichkeit; Nachteilsausgleich 

(1) Für die Prüfungen nach§ 5 Abs. 2 Satz 1 und I Georg Fahr e n sc h 0 n, Staatsminister 
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Berichtigung 

Die Verordnung über die Zulassung von Prüfla­
boratorien für Wasseruntersuchungen (Laborverord­
nung- LaborV) vom 22. November 2010 (GVBl S. 777, 
BayRS 753-1-23-UG) wird wie folgt berichtigt: 

In § 6 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte" § 3 Abs. 2 
Nr. 1" durch die Worte" § 4 Abs. 3" ersetzt. 

München, den 27. April 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit 

Wolfgang La z i k, Ministerialdirektor 
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